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Freiburg im Breisgau, den 2. Juli 2010

Inhalt: Inkraftsetzung von Beschlüssen der Verbands-KODA. –– Beschluss der Regionalkommission Baden-Württemberg der Arbeitsrecht-
lichen Kommission vom 22. März 2010. –– Novellierung der Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritasver-
bandes. –– Journalistische Ausbildung für Theologinnen und Theologen. –– Personalmeldungen: Entpflichtungen. – Ausschreibung
von Pfarreien. – Im Herrn sind verschieden.

Nr. 322

Inkraftsetzung von Beschlüssen der Verbands-
KODA

Die nachfolgenden Beschlüsse der 44. Sitzung der Ver-
bands-KODA am 26. Mai 2010 werden mit Wirkung des
im jeweiligen Beschluss bzw. im jeweiligen Tarifvertrag
genannten Datums in Kraft gesetzt. Wenn kein Datum
im Beschluss genannt ist, gilt das Datum der 44. Sitzung
vom 26. Mai 2010.

17. Beschluss der Zentral-KODA
vom 12. November 2009

Die Verbands-KODA übernimmt den Beschluss der
Zentral-KODA vom 12. November 2009 gemäß § 3
Abs. 1 Ziff. 1 Zentral-KODA-Ordnung zur Entgelt-
umwandlung.

18. Beschluss der Zentral-KODA
vom 12. November 2009

Die Verbands-KODA übernimmt den Beschluss der
Zentral-KODA vom 12. November 2009 gemäß § 3
Abs. 1 Ziff. 3d) Zentral-KODA-Ordnung zur An-
erkennung von Stufenlaufzeiten.

19. Beschluss zu § 16 Abs. 2 und 3 TVöD-Bund

Die Verbands-KODA beschließt, die Absätze 2 und
3 des § 16 TVöD-Bund wie folgt neu zu fassen:

(2) Bei dem Wechsel eines Dienstnehmers von ei-
nem Dienstgeber im Bereich der Grundordnung
des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher
Arbeitsverhältnisse zu einem anderen Dienst-
geber im Bereich der Grundordnung des kirchli-
chen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsver-
hältnisse gilt:

a) Vordienstzeiten bei einem früheren Dienst-
geber im Geltungsbereich der Grundordnung
können angerechnet werden.

b) Beträgt die Unterbrechung nicht mehr als
sechs Monate, sollen Vordienstzeiten aner-
kannt werden, wenn

aa) der Dienstgeberwechsel aufgrund eines
betriebsbedingten Wegfalls des Arbeits-
platzes bei dem früheren Dienstgeber er-
folgt ist,

bb) der Dienstgeberwechsel familiär (wie
bspw. kirchliche Eheschließung, Pflege
eines Angehörigen) bedingt ist oder

cc) in der Vordienstzeit einschlägige Berufs-
erfahrung gesammelt wurde.

Bei aneinander gereihten befristeten Dienstverhält-
nissen mit demselben Dienstgeber, die nicht mehr als
sieben Wochen unterbrochen sind, ist von einer un-
unterbrochen zurück gelegten Tätigkeit auszugehen.

Protokollerklärung zu Absatz 2:
Vordienstzeiten sind Zeiten einer für die neue Be-
schäftigung einschlägigen beruflichen Tätigkeit bei
einem vorherigen Dienstgeber.

(3) Bei dem Wechsel von einem Arbeitgeber außer-
halb des Bereichs der Grundordnung des kirch-
lichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeits-
verhältnisse zum Verband der Diözesen Deutsch-
lands als Dienstgeber gilt:

Bei Einstellung in eine der Entgeltgruppen 9
bis 15 werden die Beschäftigten zwingend der
Stufe 1 zugeordnet. Etwas anderes gilt nur, wenn
eine mindestens einjährige einschlägige Berufs-
erfahrung aus vorherigen Tätigkeiten vorliegt.1)

1) Verbands-KODA-Beschluss vom 13. Juni 2007: Der ursprüngliche
Satz 2 wurde gestrichen und durch den Satz ersetzt: „Etwas anderes
gilt nur, wenn eine mindestens einjährige einschlägige Berufser-
fahrung aus einer vorherigen Tätigkeit vorliegt.“

Verband der Diözesen Deutschlands
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Ob und gegebenenfalls inwieweit Zeiten ein-
schlägiger Berufserfahrung für die Stufenzu-
ordnung anerkannt werden, wird bei der Einstel-
lung zwischen Dienstgeber und Bewerber/in
verhandelt.

Bei Einstellung in eine der Entgeltgruppen 2
bis 8 werden die Beschäftigten der Stufe 1 zu-
geordnet, sofern keine einschlägige Berufserfah-
rung vorliegt. Verfügt die/der Beschäftigte über
eine einschlägige Berufserfahrung von mindes-
tens drei Jahren, erfolgt bei Einstellung nach dem
31. Dezember 2008 in der Regel eine Zuordnung
zu Stufe 3. Ansonsten wird die/der Beschäftigte
bei entsprechender Berufserfahrung von mindes-
tens einem Jahr der Stufe 2 zugeordnet. Unab-
hängig davon kann der Arbeitgeber bei Neuein-
stellungen zur Deckung des Personalbedarfs
Zeiten vorheriger beruflicher Tätigkeiten ganz
oder teilweise für die Stufenzuordnung berück-
sichtigen, wenn diese Tätigkeiten für die vorge-
sehene Tätigkeit förderlich sind. Ob und gege-
benenfalls inwieweit Zeiten einschlägiger Berufs-
erfahrung für die Stufenzuordnung anerkannt
werden, wird bei der Einstellung zwischen Dienst-
geber und Bewerber/in verhandelt.

Protokollerklärung zu den Absätzen 2 und 3:

1.  Einschlägige Berufserfahrung ist eine berufliche
Erfahrung in der übertragenen oder einer auf die
Aufgabe bezogenen entsprechenden Tätigkeit.

2. Ein Berufspraktikum nach dem TVPöd vom
27. Oktober 2009 gilt grundsätzlich als Erwerb
einschlägiger Berufserfahrung.

20. Beschluss Tarifabschluss im öffentlichen Dienst
und Änderungstarifverträge

Die Verbands-KODA beschließt die Übernahme fol-
gender Änderungstarifverträge:

Änderungstarifvertrag Nr. 5 vom 27. Februar 2010
zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD)
vom 13. September 2005

Änderungstarifvertrag Nr. 3 vom 27. Februar 2010
zum Tarifvertrag zur Überleitung der Beschäftigten
des Bundes in den TVöD und zur Regelung des Über-
gangsrecht (TVÜ-Bund) vom 13. September 2005

Änderungstarifvertrag Nr. 2 vom 27. Februar 2010
zum Tarifvertrag für die Kraftfahrer und Kraftfah-
rerinnen des Bundes (KraftfahrerTV Bund) vom
13. September 2005

Änderungstarifvertrag Nr. 3 vom 27. Februar 2010
zum Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen
Dienstes (TVAöD) – Besonderer Teil BBiG – vom
13. September 2005

Tarifvertrag über eine einmalige Pauschalzahlung
vom 27. Februar 2010

Tarifvertrag über die einmalige Sonderzahlung 2011
vom 27. Februar 2010

mit dem Vorbehalt, dass diese bis auf redaktionelle
Änderungen im Bereich des TVöDBund so unter-
schrieben werden.

Die nachfolgenden Änderungstarifverträge betref-
fen nur die Chronologie; sie werden beschlossen.

Änderungstarifvertrag Nr. 3 vom 27. Juli 2009
zum TVöD
§ 36 TVöD lautet nunmehr: Ausdruck aus dem Än-
derungstarifvertrag Nr. 3 zum TVöD – Lesefassung –

Änderungstarifvertrag Nr. 4 vom 13. November 2009
zum TVöD

Änderungstarifvertrag Nr. 3 vom 12. September 2008
zum TVöD (BT-V)

Änderungstarifvertrag Nr. 4 vom 6. Oktober 2008
zum TVöD (BT-V)

Änderungstarifvertrag Nr. 5 vom 31. März 2009 zum
TVöD (BT-V)

Änderungstarifvertrag Nr. 2 vom 6. Oktober 2008
zum TVÜ-Bund
Betrifft Lehrkräfte des Bundes – wird übernommen

21. Beschluss Höhergruppierung

Die Verbands-KODA beschließt, § 12 TVöD-Bund
wie folgt neu zu fassen:

„Der Tarifvertrag mit den Eingruppierungsrege-
lungen der §§ 12, 13 TVöD liegt noch nicht vor. Zur
Eingruppierung wird Folgendes vereinbart:

1. Referenten ohne einschlägige Berufserfahrung
werden unter Eingruppierung in die Entgeltgrup-
pe 13 eingestellt. Grundsätzlich erfolgt nach fünf
Jahren bei positiver Leistungsbewertung eine
Höhergruppierung in die Entgeltgruppe 14.

2. Referenten mit einschlägiger Berufserfahrung
werden unter Eingruppierung in Entgeltgruppe 13
oder im Ausnahmefall zur Deckung des Personal-
bedarfs unter Eingruppierung in Entgeltgruppe 14
eingestellt.

3. Mit Wirkung ab dem 1. Juni 2010 können Refe-
renten unter bestimmten Voraussetzungen von der
Entgeltgruppe 14 in die Entgeltgruppe 15 höher
gruppiert werden. Details regelt eine Nieder-
schriftserklärung.
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4. Sekretärinnen sind in Entgeltgruppe 6 eingrup-
piert, Vorzimmer-Sekretärinnen in Entgeltgruppe
E 8 (ausgenommen sind die Sekretärinnen des
Sekretärs der Deutschen Bischofskonferenz und
des stellvertretenden Geschäftsführers des Ver-
bandes der Diözesen Deutschlands).

5. Die Ziffern 1 bis 4 gelten befristet bis zum
30. Juni 2015.“

Freiburg im Breisgau, den 11. Juni 2010

Dr. Robert Zollitsch
Erzbischof von Freiburg

Vorsitzender der Vollversammlung
des Verbandes der Diözesen Deutschlands

Nr. 323

Beschluss der Regionalkommission Baden-
Württemberg der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission vom 22. März 2010

Die Regionalkommission Baden-Württemberg der Ar-
beitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritasver-
bandes hat auf ihrer Sitzung am 22. März 2010 folgenden
Beschluss gefasst:

1. Buchstabe A in den Anmerkungen zu Anlage 2b
zu den AVR wird wie folgt neu gefasst:

„Diese Mitarbeiter erhalten nach vierjähriger Bewäh-
rung in dieser Ziffer eine monatliche Vergütungs-
gruppenzulage in Höhe von 129,53 Euro.“

2. Dieser Beschluss tritt zum 1.  Januar 2008 in Kraft.

Der Beschluss wird hiermit für das Erzbistum Freiburg
in Kraft gesetzt.

Freiburg im Breisgau, den 16. Juni 2010

Erzbischof

Nr. 324

Novellierung der Ordnung der Arbeitsrecht-
lichen Kommission des Deutschen Caritas-
verbandes

Die 8. Delegiertenversammlung des Deutschen Caritas-
verbandes hat am 23. März 2010 Änderungen der Ord-
nung der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen
Caritasverbandes beschlossen.  Die neue AK-Ordnung hat
folgenden Wortlaut:

Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission
des Deutschen Caritasverbandes e. V.

§ 1
Stellung und Aufgabe

(1) Die Arbeitsrechtliche Kommission ist eine ständige
Kommission besonderer Art der Delegiertenversammlung
des Deutschen Caritasverbandes (vgl. § 9 Absatz 3 seiner
Satzung). Entscheidungen der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission bedürfen nicht der Zustimmung der Delegierten-
versammlung.

(2) Die Arbeitsrechtliche Kommission ist auf der Grund-
lage des Artikels 7 der Grundordnung des kirchlichen
Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse die
von den deutschen Bischöfen für die Einrichtungen im
Bereich des Deutschen Caritasverbandes anerkannte Kom-
mission zur Ordnung des kircheneigenen Arbeitsvertrags-
rechts.

(3) Aufgabe der Arbeitsrechtlichen Kommission ist die
Beschlussfassung von Rechtsnormen über Inhalt, Ab-
schluss und Beendigung von Dienstverhältnissen mit
kirchlich-caritativen Rechtsträgern im Bereich des Deut-
schen Caritasverbandes, solange und soweit die „Zentra-
le Kommission zur Ordnung des Arbeitsvertragsrechtes
im kirchlichen Dienst“ (Zentral-KODA) von ihrer Rege-
lungsbefugnis gemäß § 3 Absatz 1 Zentral-KODA-Ord-
nung keinen Gebrauch gemacht hat oder macht. Solche
Beschlüsse der Zentral-KODA stehen mit ihrer In-Kraft-
Setzung den Beschlüssen nach dieser Ordnung gleich.
Regelungsbefugnisse in anderen diözesanen Ordnungen
bleiben unberührt.

§ 2
Zusammensetzung

(1) Die Arbeitsrechtliche Kommission besteht aus einer
Bundeskommission und aus sechs Regionalkommis-
sionen.

(2) Die Bundeskommission setzt sich zusammen aus ei-
ner Beschlusskommission, einer Verhandlungskommis-

Verordnungen des Erzbischofs
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sion und dem/der Vorsitzenden nach § 3 Absatz 1. Die
Beschlusskommission besteht aus 28 Vertreter(inne)n der
Mitarbeiter(innen) und aus 28 Vertreter(inne)n der Dienst-
geber. Die Verhandlungskommission besteht aus sechs
Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und aus sechs
Vertreter(inne)n der Dienstgeber, die jeweils Mitglieder
der Beschlusskommission sind.

(3) Die Bundeskommission hat im Hinblick auf die ihr
nach § 1 Absatz 3 und § 10 zugewiesenen Bereiche eine
bundesweite Regelungszuständigkeit.

(4) Die Regionalkommissionen bestehen

– für die Region Nord aus jeweils sechs Vertreter(inne)n
der Mitarbeiter(innen) und der Dienstgeber,

– für die Region Ost aus jeweils zwölf Vertreter(inne)n
der Mitarbeiter(innen) und der Dienstgeber,

– für die Region Nordrhein-Westfalen aus jeweils zehn
Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und der Dienst-
geber,

– für die Region Mitte aus jeweils zehn Vertreter(inne)n
der Mitarbeiter(innen) und der Dienstgeber,

– für die Region Baden-Württemberg aus jeweils sechs
Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und der Dienst-
geber und

– für die Region Bayern aus jeweils vierzehn Vertre-
ter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und der Dienstgeber.

(5) Die Regionalkommissionen haben im Hinblick auf die
ihnen nach § 1 Absatz 3 und § 10 zugewiesenen Bereiche
eine Regelungszuständigkeit beschränkt auf die Einrich-
tungen ihrer Region und zwar

– die Regionalkommission Nord für das Gebiet der Bis-
tümer Hildesheim und Osnabrück sowie den Offizia-
latsbezirk Oldenburg,

– die Regionalkommission Ost für das Gebiet der (Erz-)
Bistümer Berlin, Dresden-Meißen, Erfurt, Görlitz,
Hamburg und Magdeburg,

– die Regionalkommission Nordrhein-Westfalen für das
Gebiet der (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, Köln,
Münster (ohne den Offizialatsbezirk Oldenburg) und
Paderborn,

– die Regionalkommission Mitte für das Gebiet der Bis-
tümer Fulda, Limburg, Mainz, Speyer und Trier,

– die Regionalkommission Baden-Württemberg für das
Gebiet der (Erz-)Bistümer Freiburg und Rottenburg-
Stuttgart,

– die Regionalkommission Bayern für das Gebiet
der (Erz-)Bistümer Augsburg, Bamberg, Eichstätt,
München und Freising, Passau, Regensburg und
Würzburg.

(6) Eine Stellvertretung findet nicht statt, jedoch ist eine
Stimmrechtsübertragung möglich. Ein Mitglied kann zu-
sätzlich nicht mehr als ein übertragenes Stimmrecht aus-
üben. Die Übertragung des Stimmrechts ist dem/der Ge-
schäftsführer(in) in Textform nachzuweisen

(7) Die Mitglieder der Kommissionen sind nur an ihr
Gewissen und die Gesetze gebunden. Dies gilt auch bei
Stimmrechtsübertragungen.

(8) Die neu gewählten Regionalkommissionen konstitu-
ieren sich spätestens zwei Monate und die neu gewählte
Beschlusskommission der Bundeskommission konstitu-
iert sich spätestens drei Monate nach Beginn der Amts-
periode. In der konstituierenden Sitzung wählen Mitar-
beiter- und Dienstgebervertreter getrennt ihre Mitglieder
der Verhandlungskommission.

§ 3
Leitung und Geschäftsführung

(1) Der/die Präsident(in) des Deutschen Caritasverban-
des oder in seinem/ihren Auftrag ein(e) Vizepräsident(in)
führt in der Bundeskommission den Vorsitz und reprä-
sentiert sie nach außen. Der/die Vorsitzende wirkt auf eine
sachgerechte Beratung und Beschlussfassung hin. Er/sie
hat das Recht zur Teilnahme an allen Sitzungen der Be-
schlusskommission und der Verhandlungskommission der
Bundeskommission.

(2) Der/die Vorsitzende der Bundeskommission hat kein
Stimmrecht und ist zur unparteiischen Amtsführung ver-
pflichtet.

(3) Die Regionalkommissionen wählen jeweils für ihre
Kommission eine(n) Vorsitzende(n) und eine(n) stellver-
tretende(n) Vorsitzende(n). Der/die Vorsitzende und der/
die stellvertretende Vorsitzende werden zu Beginn der
Amtszeit mit der Maßgabe gewählt, dass diese Funktio-
nen jeweils von einem Vertreter der Mitarbeiterseite und
der Dienstgeberseite wahrgenommen werden und die
Funktionen nach Ablauf der Hälfte der Amtsperiode wech-
seln. Können sich die Mitglieder der Regionalkom-
missionen nicht darüber einigen, wer zuerst den Vorsitz
übernimmt, entscheidet das Los. Die Wahlen erfolgen
jeweils mit der Mehrheit der Gesamtzahl der Mitglieder
der Regionalkommissionen in geheimer Abstimmung; sie
werden von dem/der Geschäftsführer(in) durchgeführt.
Aufgabe der/des Vorsitzenden ist die Leitung der Sitzun-
gen der Regionalkommissionen mit Unterstützung der/des
stellvertretenden Vorsitzenden. Bei der konstituierenden
Sitzung und bis zur Wahl des/der Vorsitzenden leitet das
nach Lebensjahren älteste Mitglied die Sitzung. Scheidet
der/die Vorsitzende oder der/die stellvertretende Vorsit-
zende vorzeitig aus dem Amt aus, findet für den Rest der
vorgesehenen Zeit der Amtsführung eine Nachwahl statt.
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(4) Der/die Präsident(in) bestimmt den/die Geschäfts-
führer(in) der Arbeitsrechtlichen Kommission. Der/die
Geschäftsführer(in) übernimmt die laufenden Geschäfte
der Bundeskommission und der Regionalkommissionen
in Einvernehmen mit den jeweiligen Vorsitzenden. Er/sie
bereitet insbesondere die Sitzungen vor, lädt dazu ein, legt
die Arbeitsergebnisse und die Beschlüsse schriftlich nie-
der und teilt die Beschlüsse jeweils den (Erz-)Bistümern,
dem Offizialatsbezirk Oldenburg, dem Verband der Diö-
zesen Deutschlands und den Kommissionen zur Ordnung
des diözesanen Arbeitsvertragsrechts in geeigneter Weise
mit. Dabei wird der/die Geschäftsführer(in) von den Re-
ferent(inn)en der Geschäftsstelle unterstützt, die ihn/sie
vertreten können.

(5) Das für Personalfragen zuständige Mitglied des Vor-
stands des Deutschen Caritasverbandes hat ein Recht zur
Teilnahme an den Sitzungen der Bundeskommission. Der
Wunsch der Teilnahme ist vorher anzuzeigen.

§ 4
Vertreter(innen) der

Mitarbeiter(innen) – Mitarbeiterseite

(1) Für die Mitarbeiterseite in den jeweiligen Regional-
kommissionen werden in jedem in dem Gebiet der jewei-
ligen Regionalkommission liegenden (Erz-)Bistum sowie
(im Offizialatsbezirk Oldenburg jeweils zwei Mitglieder,
in den (Erz-)Bistümern Freiburg und Rottenburg-Stuttgart
jeweils drei Mitglieder, für einen Zeitraum von vier Jah-
ren (Amtsperiode) gewählt. Wiederwahl ist möglich.

(2) Für die Mitarbeiterseite in der Beschlusskommission
der Bundeskommission wird in jedem (Erz-)Bistum so-
wie im Offizialatsbezirk Oldenburg jeweils ein Mitglied
für einen Zeitraum von vier Jahren (Amtsperiode) gewählt.
Wiederwahl ist möglich. Das Mitglied der Bundeskom-
mission ist zugleich eines der Mitglieder einer Regional-
kommission nach Absatz 1.

(3) Wählbar als Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen)
nach den Absätzen 1 und 2 ist derjenige/diejenige, des-
sen/deren Dienstverhältnis sich nach den Richtlinien für
Arbeitsverträge in den Einrichtungen des Deutschen
Caritasverbandes regelt und der/die nach der Mitarbei-
tervertretungsordnung des jeweiligen (Erz-)Bistums das
passive Wahlrecht besitzt. Nicht wählbar ist, wer Mitglied
des Vorbereitungsausschusses gemäß § 2 oder eines Wahl-
vorstandes gemäß § 3 der Wahlordnung für die Ver-
treter(innen) der Mitarbeiter(innen) in der Arbeitsrechtli-
chen Kommission ist.

(4) Die Mitglieder der Mitarbeiterseite der Verhandlungs-
kommission der Bundeskommission werden von und aus
den Mitgliedern der Mitarbeiterseite der Beschlusskom-
mission der Bundeskommission für einen Zeitraum von

vier Jahren (Amtsperiode) gewählt. Die Wahlen erfolgen
durch Mehrheitsbeschluss in geheimer Abstimmung; sie
werden von dem/der Geschäftsführer(in) durchgeführt.
Bei Stimmengleichheit findet zwischen den stimmen-
gleichen Personen eine Stichwahl statt. Besteht auch da-
nach Stimmengleichheit, entscheidet das Los.

(5) Das Nähere regelt die Wahlordnung für die Vertre-
ter(innen) der Mitarbeiter(innen) in der Arbeitsrechtlichen
Kommission, die Bestandteil dieser Ordnung ist.

§ 5
Vertreter(innen) der

Dienstgeber – Dienstgeberseite

(1) Für die Dienstgeberseite in den jeweiligen Regional-
kommissionen wird von den Vertretern/Vertreterinnen der
Rechtsträger in jedem in dem Gebiet der jeweiligen Re-
gionalkommission liegenden (Erz-)Bistum sowie im
Offizialatsbezirk Oldenburg jeweils ein Mitglied, in den
(Erz-)Bistümern Freiburg und Rottenburg-Stuttgart je-
weils zwei Mitglieder, für einen Zeitraum von vier Jahren
(Amtsperiode) gewählt. Wiederwahl ist möglich.

(2) Jeder Diözesan-Caritasverband sowie der Landes-
Caritasverband Oldenburg entsendet zusätzlich jeweils ein
weiteres Mitglied der Dienstgeberseite in die entsprechen-
de Regionalkommission für einen Zeitraum von vier
Jahren (Amtsperiode). Wiederentsendung ist möglich.

(3) Die Mitglieder der Dienstgeberseite in der Beschluss-
kommission der Bundeskommission werden durch die Mit-
glieder der Dienstgeberseite aller Regionalkommissionen
in einer gemeinsamen Wahlversammlung für einen Zeitraum
von vier Jahren (Amtsperiode) gewählt. Von den 28 Mit-
gliedern der Beschlusskommission müssen mindestens 14
Vertreter(innen) Mitglied einer Regionalkommission sein.
Jede Regionalkommission muss dabei mindestens mit
einem Mitglied vertreten sein. Wiederwahl ist möglich.

(4) Wählbar bzw. entsendbar als Vertreter(in) der Dienst-
geber ist derjenige/diejenige, der/die Mitglied eines Or-
gans eines kirchlich-caritativen Rechtsträgers ist, das zur
gesetzlichen Vertretung berufen ist, oder der/die leitende(r)
Mitarbeiter(in) eines kirchlich-caritativen Rechtsträgers
nach der Mitarbeitervertretungsordnung des jeweiligen
(Erz-)Bistums ist. Nicht wählbar bzw. entsendbar ist, wer
Mitglied des Vorbereitungsausschusses nach § 2 oder ei-
nes Wahlvorstandes nach § 3 der Wahlordnung für die
Vertreter(innen) der Dienstgeber in der Arbeitsrechtlichen
Kommission ist.

(5) Die Mitglieder der Dienstgeberseite der Verhandlungs-
kommission der Bundeskommission werden von und aus den
Mitgliedern der Dienstgeberseite der Beschlusskommis-
sion der Bundeskommission für einen Zeitraum von vier
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Jahren (Amtsperiode) gewählt. Die Wahlen erfolgen in gehei-
mer Abstimmung; sie werden von dem/der Geschäftsfüh-
rer(in) durchgeführt. Bei Stimmengleichheit findet zwi-
schen den stimmengleichen Personen eine Stichwahl statt.
Besteht auch danach Stimmengleichheit, entscheidet das Los.

(6) Das Nähere regelt die Wahlordnung für die Vertre-
ter(innen) der Dienstgeber in der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission, die Bestandteil dieser Ordnung ist.

§ 6
Vorzeitige Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Das Amt eines Mitglieds der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission endet vorzeitig

– bei einem Wegfall der Voraussetzungen für die Wähl-
barkeit bzw. Entsendbarkeit nach § 4 Absatz 3 und
§ 5 Absatz 4 dieser Ordnung,

– durch Niederlegung des Amtes in schriftlicher Form,

– im Falle grober Vernachlässigung oder grober Verlet-
zung der Befugnisse und Pflichten als Mitglied der
Arbeitsrechtlichen Kommission.

(2) Über eine grobe Vernachlässigung oder grobe Verlet-
zung der Befugnisse und Pflichten entscheidet das zustän-
dige Kirchliche Arbeitsgericht nach § 2 Absatz 1 Kirchli-
che Arbeitsgerichtsordnung; Voraussetzung ist im Hinblick
auf ein Mitglied der Bundeskommission ein Antrag der
Beschlusskommission der Arbeitsrechtlichen Kommissi-
on, im Hinblick auf ein Mitglied einer Regionalkom-
mission ein Antrag der jeweiligen Regionalkommission.

§ 6a
Interne Beratung beider Seiten

Die Mitarbeiterseite und die Dienstgeberseite werden
jeweils durch eigene, insbesondere im Tarif- und Arbeits-
recht kundige und beim Deutschen Caritasverband e. V.
in einem Beschäftigungsverhältnis stehende Personen
unterstützt, die nicht Mitglied der Arbeitsrechtlichen
Kommission sind. Die Entscheidung über die Einstellung
erfolgt im Einvernehmen mit der jeweiligen Seite. Diese
Personen können mit Zustimmung der jeweiligen Seite
beratend an den Sitzungen der Bundeskommission, der
Regionalkommissionen, der Ausschüsse und der inter-
nen Beratungen teilnehmen.

§ 7
Tarifinstitut

(1) Die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission
werden bei der Fassung von Beschlüssen durch ein Insti-
tut zum Arbeitsrecht der Caritas unterstützt. Aufgabe des

Instituts ist die Beratung der Mitglieder der Arbeitsrecht-
lichen Kommission bei der Weiterentwicklung der „Richt-
linien für Arbeitsverträge in den Einrichtungen des Deut-
schen Caritasverbandes“ (AVR).

(2) Das Institut ist beiden Seiten der Arbeitsrechtlichen
Kommission zugeordnet. Die Leitung besteht aus zwei
Personen, die jeweils der Mitarbeiterseite und der Dienst-
geberseite zugeordnet sind. Bei Bedarf werden weitere
Stellen den jeweiligen Seiten zugeordnet. Die Aufsicht
über das Institut obliegt einem von beiden Seiten paritä-
tisch besetzten Gremium unter Leitung des Vorsitzenden
der Bundeskommission.

(3) Das Nähere regelt der Vorstand des Deutschen Cari-
tasverbandes mit Zustimmung des Caritasrates.

§ 8
Rechtsstellung der Mitglieder,
Freistellung und Kostenersatz

(1) Für die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommissi-
on ist ihre Tätigkeit anlässlich der Wahrnehmung von
Rechten oder in der Erfüllung von Pflichten nach dieser
Ordnung Dienst im Rahmen ihres Dienstverhältnisses und
im Sinne von Unfallfürsorgebestimmungen. Die Mitglie-
der der Arbeitsrechtlichen Kommission führen ihr Amt
im Rahmen der dienstlichen Aufgaben.

(2) Die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission sind
in der Ausübung ihres Amtes zu unterstützen und dürfen
dabei weder behindert noch aufgrund ihrer Tätigkeit be-
nachteiligt oder begünstigt werden.

(3) Für ihre Tätigkeit sind die Mitglieder der Mitarbeiter-
seite der Arbeitsrechtlichen Kommission in notwendigem
Umfang zur ordnungsgemäßen Durchführung ihrer Auf-
gaben ohne Minderung der Bezüge und des Erholungsur-
laubs von ihren dienstlichen Aufgaben freizustellen. Die
Freistellung enthält den Anspruch auf Reduzierung der
dienstlichen Aufgaben und erfolgt bis zum Ablauf der je-
weiligen Amtsperiode. Für die Mitglieder der Dienstgeber-
seite erfolgt grundsätzlich anstelle der Freistellungen je-
weils ein pauschalierter Kostenersatz in vergleichbarem
Umfang an den jeweiligen Anstellungsträger. Über die
Höhe der Pauschale entscheidet der Caritasrat und teilt
dies der Arbeitsrechtlichen Kommission mit.

(4) Die Mitglieder der Mitarbeiterseite in den Regional-
kommissionen sind auf Antrag zur ordnungsgemäßen
Durchführung ihrer Aufgaben jeweils bis zu 15 v. H. der
durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit eines/einer
Vollzeitbeschäftigten freizustellen.

(5) Soweit für einzelne Mitglieder der Mitarbeiterseite der
Regionalkommissionen eine besondere zeitliche Belastung
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durch die Bearbeitung von Anträgen nach § 11 dieser Ord-
nung entsteht, können diese mit bis zu weiteren 15 v. H.
der durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit eines/ei-
ner Vollzeitbeschäftigten freigestellt werden. Über Anträge
auf Bewilligung der zusätzlichen Freistellung oder auf
pauschalierten Kostenersatz entscheidet unter Berücksich-
tigung von § 11 Absatz 7 dieser Ordnung der/die Vorsit-
zende der Bundeskommission.

(6) Die Mitglieder der Mitarbeiterseite in der Beschluss-
kommission der Bundeskommission sind auf Antrag zur
ordnungsgemäßen Durchführung ihrer Aufgaben jeweils
bis zu 10 v. H. der durchschnittlichen regelmäßigen Ar-
beitszeit eines/einer Vollzeitbeschäftigten freizustellen.

(7) Die Mitglieder der Mitarbeiterseite in der Verhand-
lungskommission der Bundeskommission sind auf Antrag
zur ordnungsgemäßen Durchführung ihrer Aufgaben
jeweils bis zu 50 v. H. der durchschnittlichen regelmäßi-
gen Arbeitszeit eines/einer Vollzeitbeschäftigten freizu-
stellen.

(8) Für die Mitglieder der Mitarbeiterseite der Arbeits-
rechtlichen Kommission gelten die Schutzbestimmungen,
wie sie für Mitglieder der Mitarbeitervertretungen nach
der Mitarbeitervertretungsordnung des jeweiligen (Erz)
Bistums gelten. Dies gilt ebenfalls innerhalb eines Jahres
nach Beendigung der Amtszeit, es sei denn, die Mitglied-
schaft ist nach § 6 Absatz 1 vorzeitig beendet worden.
Wird gegenüber einem Mitglied der Mitarbeiterseite eine
betriebsbedingte Kündigung ausgesprochen, hat der
Dienstgeber zur Berücksichtigung der Belange des Drit-
ten Weges den Ältestenrat gemäß § 14 anzuhören; dies ist
keine Wirksamkeitsvoraussetzung für die Erklärung der
Kündigung.

§ 9
Arbeitsweise

(1) Die Verhandlungskommission und die Beschlusskom-
mission der Bundeskommission sowie die Regionalkom-
missionen treten bei Bedarf zusammen. Eine Sitzung hat
außerdem stattzufinden, wenn dies von der Hälfte der Mit-
glieder der jeweiligen Kommission schriftlich und unter
Angabe von Gründen bei dem/der jeweiligen Vorsitzen-
den verlangt wird.

(2) Die Einladung mit Bekanntgabe der Tagesordnung
hat in der Regel drei Wochen vor dem Sitzungstermin zu
erfolgen.

(3) Anträge an die jeweiligen Kommissionen können nur
deren Mitglieder stellen. Abweichend hiervon werden
Anträge nach § 11 dieser Ordnung von der (Gesamt-)
Mitarbeitervertretung oder dem Dienstgeber oder von
beiden gestellt.

(4) Die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kommission und
ihrer Ausschüsse sind nicht öffentlich. Es können Sach-
verständige hinzugezogen werden.

(5) Die Verhandlungskommission und die Beschlusskom-
mission der Bundeskommission sowie die Regionalkom-
missionen geben sich jeweils eine Geschäftsordnung.

§ 10
Zuständigkeiten der Bundeskommission

und der Regionalkommissionen

(1) Die Bundeskommission hat eine umfassende Rege-
lungszuständigkeit mit Ausnahme der Bereiche, die aus-
schließlich den Regionalkommissionen zugewiesen sind.
In den ausschließlich den Regionalkommissionen zuge-
wiesenen Bereichen bestehen Bandbreiten; sie betragen
für die Festlegung der Höhe aller Vergütungsbestandteile
von dem mittleren Wert 15 v. H. Differenz nach oben und
nach unten, für die Festlegung des Umfangs der regelmä-
ßigen Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs
von dem mittleren Wert 10 v. H. Differenz nach oben und
nach unten. Die Bundeskommission legt den mittleren
Wert fest; sie kann den Umfang der Bandbreiten durch
Beschluss verändern.

(2) Die Regionalkommissionen sind ausschließlich zu-
ständig für die Festlegung der Höhe aller Vergütungsbe-
standteile, des Umfangs der regelmäßigen Arbeitszeit und
des Umfangs des Erholungsurlaubs. Dabei haben sie die
von der Bundeskommission nach Absatz 1 festgelegten
Bandbreiten einzuhalten. Fasst die Bundeskommission
nach Aufforderung durch den Beschluss einer Regional-
kommission nicht innerhalb von sechs Monaten einen
Beschluss zur Festsetzung eines mittleren Wertes und des
Umfangs einer Bandbreite, kann die Regionalkommission
einen eigenen Beschluss nach Absatz 2 Satz 1 ohne eine
nach Absatz 1 Sätze 2 und 3 festgelegte Bandbreite fassen.
Beschlüsse einer Regionalkommission, die außerhalb der
durch die Bundeskommission festgelegten Bandbreite lie-
gen, sind als Beschluss der äußersten, von der Bundeskom-
mission als zulässig festgelegten Bandbreite auszulegen.

(3) Die Regionalkommissionen können zudem Regelun-
gen der Beschäftigungssicherung, wie beispielsweise Re-
gelungen zur betriebsbedingten Kündigung, beschließen.
Soweit diese Regelungen im Widerspruch zu Regelungen
der Bundeskommission stehen, gehen die Regelungen der
Regionalkommissionen vor.

(4) Die Regionalkommissionen können durch Beschluss
bei der Bundeskommission beantragen, von einer festge-
legten Bandbreite abweichen zu dürfen.

(5) Die Regionalkommissionen können durch Beschluss
eigene Regelungszuständigkeiten zeitlich befristet an die
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Bundeskommission übertragen, die Bundeskommission
kann durch Beschluss eigene Regelungszuständigkeiten
zeitlich befristet an eine oder mehrere Regionalkommis-
sionen übertragen. Erfolgt ein solcher Beschluss, bedarf
die Übertragung der Zustimmung durch die Kommissio-
nen, die diese Zuständigkeiten erhalten.

(6) Fasst die Bundeskommission nach Aufforderung durch
den Beschluss einer Regionalkommission in einer der
Bundeskommission zugeordneten Regelungszuständigkeit
nicht innerhalb von sechs Monaten einen Beschluss, kann
die Regionalkommission anstelle der Bundeskommission
einen eigenen Beschluss fassen. Dies gilt nicht für die
Bandbreitenregelung nach Absatz 1. Soweit die von der
Regionalkommission beschlossenen Regelungen im Wi-
derspruch zu späteren Beschlüssen der Bundeskommission
stehen, gehen die Regelungen der Bundeskommission vor.
Dabei hat die Bundeskommission eine Übergangsfrist von
mindestens 12 Monaten festzulegen.

§ 11
Einrichtungsspezifische Regelungen

(1) Jede (Gesamt-)Mitarbeitervertretung oder jeder Dienst-
geber oder beide gemeinsam können für die Gesamtheit
der Einrichtungen eines Trägers, für eine Einrichtung oder
für Teile einer Einrichtung einen schriftlich zu begrün-
denden Antrag an die zuständige Regionalkommission
stellen, von den durch die Regionalkommission festge-
legten Regelungen abzuweichen. Zur Begründung hat der
Antragsteller geeignete Unterlagen vorzulegen. Bei An-
trägen einer (Gesamt-)Mitarbeitervertretung reicht eine
substantiierte Darstellung aus. Die Regionalkommission
kann von dem Dienstgeber der Einrichtung geeignete Un-
terlagen anfordern.

(2) Für Anträge, die die Gesamtheit der Einrichtungen
eines Trägers betreffen, die im Zuständigkeitsbereich von
mehreren Regionalkommissionen liegen, ist in Abwei-
chung von § 2 Absatz 5 die Regionalkommission zustän-
dig, in der der Träger seinen Sitz hat.

(3) Über einen Antrag nach Absatz 1 entscheidet eine
Unterkommission der Regionalkommission (Absatz 4)
innerhalb von drei Monaten durch Beschluss. Soweit sie
Abweichungen zulässt, sind diese zeitlich zu befristen.
Die Frist beginnt mit der Feststellung der Vollständigkeit
der eingereichten Unterlagen durch den/die Geschäfts-
führer(in).

(4) Für jeden Antrag nach Absatz 1 wird eine Unter-
kommission der Regionalkommission eingerichtet. Die
Unterkommission wird durch Beschluss der Regional-
kommission aus deren Mitgliedern besetzt. Sie besteht aus
2 Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und 2 Ver-
treter(inne)n der Dienstgeber. Die Regionalkommission

kann eine Erhöhung auf jeweils 3 Vertreter(inne)n jeder
Seite beschließen. Die Besetzung und das Verfahren re-
gelt die Regionalkommission. Ein Mitglied der Unterkom-
mission wird von den Mitgliedern dieser Unterkommission
zum/zur Vorsitzenden, ein anderes Mitglied zum/zur stell-
vertretenden Vorsitzenden bestimmt. Die Anstellungs-
träger der Mitglieder der Unterkommission sollen nicht
in einem unmittelbaren Konkurrenzverhältnis zur Antrag
stellenden Einrichtung stehen. Die Mitglieder der Unter-
kommission sollen Gespräche mit der betroffenen (Ge-
samt-)Mitarbeitervertretung und dem betroffenen Dienst-
geber führen. Sie können Sachverständige hinzuziehen.

(5) Fasst die Unterkommission der Regionalkommission
zu dem Antrag einen einstimmigen Beschluss oder einen
Beschluss mit der Mehrheit von drei Viertel der Mitglie-
der der Unterkommission oder wird der Antrag einstim-
mig oder mit drei Viertel der Mitglieder der Unterkom-
mission abgelehnt, ist ihre Entscheidung abschließend.

(6) Erreicht ein Antrag in der Unterkommission der
Regionalkommission nicht die erforderliche Mehrheit,
stimmen ihm jedoch die Hälfte der Mitglieder der Unter-
kommission zu, oder entscheidet die Unterkommission der
Regionalkommission aus Gründen, die der Antragsteller
nicht zu vertreten hat, nicht innerhalb von drei Monaten
über den Antrag, kann der Antragsteller innerhalb eines
Monats ein Vermittlungsverfahren nach Absatz 8 einlei-
ten. Die Anrufung des Vermittlungsausschusses beendet
das Verfahren vor der Unterkommission.

(7) Für die Tätigkeit der Regionalkommissionen nach die-
ser Bestimmung kann von den betroffenen Dienstgebern
eine Beratungsgebühr und/oder eine Beschlussgebühr er-
hoben werden; Grundlage ist eine Gebührenordnung, die
der Caritasrat des Deutschen Caritasverbandes auf An-
trag des/der Vorsitzenden der Bundeskommission erlässt.

(8) Für Vermittlungsverfahren nach Absatz 6 wird der
Vermittlungsausschuss nach § 16 Absatz 1 in Verbindung
mit § 16 Absatz 10 tätig. Dieser entscheidet durch Spruch
mit der Mehrheit seiner Mitglieder. Eine Stimmenthaltung
ist nicht möglich. Der Spruch tritt an die Stelle eines Be-
schlusses der Unterkommission der Regionalkommission.
§ 16 gilt mit Ausnahme des Absatzes 2 entsprechend.

§ 12
Ausschüsse

(1) Die Kommissionen können zur Behandlung bestimm-
ter Sachthemen Ausschüsse bilden. Diese bereiten die Be-
schlüsse der Kommissionen vor.

(2) Die Mitglieder, die Vorsitzenden und die stellvertre-
tenden Vorsitzenden der Ausschüsse werden von den
Kommissionen aus ihrer Mitte gewählt.
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(3) Die Ausschusssitzungen werden von dem/der Vorsit-
zenden geleitet, in Abwesenheit von dessen/deren Stell-
vertreter(in). Die Einberufung zu den Sitzungen und die
Führung der laufenden Geschäfte der Ausschüsse über-
nimmt der/die Geschäftsführer(in).

(4) Zu den Ausschusssitzungen können Sachverständige
hinzugezogen werden.

§ 13
Beschlüsse

(1) Beschlüsse der Kommissionen von Rechtsnormen über
Inhalt, Abschluss und Beendigung von Dienstverhält-
nissen sowie Beschlüsse der Kommissionen nach § 6
Absatz 2 bedürfen, mit Ausnahme von § 15 Absatz 4,
jeweils einer Mehrheit von drei Viertel ihrer Mitglieder.
Ein Beschluss der Bundeskommission ist zustande gekom-
men, wenn die Mitglieder der Beschlusskommission ei-
nem Beschluss der Verhandlungskommission mit einer
Mehrheit von drei Viertel ihrer Mitglieder zustimmen.

(2) Die sonstigen Beschlüsse der Kommissionen bedür-
fen der Mehrheit ihrer Mitglieder.

(3) In Eilfällen und in Angelegenheiten, für die eine münd-
liche Verhandlung entbehrlich ist, können Beschlüsse der
Kommissionen durch schriftliche Stimmabgabe herbeige-
führt werden. Sie bedürfen der Einstimmigkeit. Über die
Einleitung des schriftlichen Verfahrens entscheidet der/
die Vorsitzende der jeweiligen Kommission. Das Ergeb-
nis der schriftlichen Stimmabgabe wird von dem/der Ge-
schäftsführer(in) festgestellt und den jeweiligen Kommis-
sionsmitgliedern schriftlich mitgeteilt.

(4) Auf Antrag eines Mitglieds einer Kommission findet
eine Beschlussfassung in geheimer Abstimmung statt.

§ 14
Ältestenrat

(1) Erhält ein Antrag nicht die Mehrheit von drei Viertel
der Mitglieder der Verhandlungskommission der Bundes-
kommission oder nicht die erforderliche Mehrheit der
Mitglieder der Beschlusskommission der Bundeskom-
mission, stimmen jedoch mindestens die Hälfte ihrer je-
weiligen Mitglieder dem Beschluss zu, kann innerhalb
von einem Monat mindestens die Hälfte der Mitglieder
der Verhandlungskommission der Bundeskommission
durch Antrag den Ältestenrat anrufen, der durch die Er-
arbeitung eines Vermittlungsvorschlages auf eine güt-
liche Einigung hinwirken soll.

(2) Der Ältestenrat setzt sich zusammen aus dem/der Vor-
sitzenden der Bundeskommission, der/die dem Ältesten-
rat vorsteht, jeweils zwei Mitgliedern der Mitarbeiterseite

und der Dienstgeberseite, die jeweils von beiden Seiten
der Bundeskommission benannt werden, und dem/der
Geschäftsführer(in). Soweit der Antrag eines einzelnen
Mitglieds der Kommission Gegenstand der Beratungen
ist, kann dieses nicht Mitglied des Ältestenrates sein.

(3) Für die Regionalkommissionen gelten die Absätze 1
und 2 entsprechend.

§ 15
Vermittlungsverfahren

(1) Im Anschluss an ein gescheitertes Verfahren nach
§ 14 Absatz 1 oder anstelle eines solchen Verfahrens kann
mindestens die Hälfte der Mitglieder der Verhandlungs-
kommission oder der Beschlusskommission der Bundes-
kommission innerhalb von einem Monat durch Antrag den
Vermittlungsausschuss zur Vorlage eines Vermittlungs-
vorschlags anrufen.

(2) Das Vermittlungsverfahren wird durch den Vermitt-
lungsausschuss mit einem Vermittlungsvorschlag oder mit
der Feststellung abgeschlossen, keinen Vermittlungsvor-
schlag unterbreiten zu können. Einem Vermittlungs-
vorschlag muss die Mehrheit der stimmberechtigten Mit-
glieder des Vermittlungsausschusses zustimmen. Der
Vermittlungsausschuss legt den Vermittlungsvorschlag der
jeweiligen Kommission zur Entscheidung vor. Wird dem
Vermittlungsvorschlag nicht zugestimmt, bleibt es bei der
bisherigen Rechtslage.

(3) Im Anschluss an ein gescheitertes Vermittlungsver-
fahren nach Absatz 1 kann mindestens die Hälfte der Mit-
glieder der Beschlusskommission durch Antrag den er-
weiterten Vermittlungsausschuss anrufen. Die Mitglieder
der Beschlusskommission, die nicht für den Antrag ge-
stimmt haben, haben die Möglichkeit, gemeinsam schrift-
lich Stellung zu nehmen, sich zu positionieren, Gegen-
vorstellungen und eigene Forderungen einzubringen,
soweit dies nicht bereits geschehen ist. Der erweiterte Ver-
mittlungsausschuss hat dann durch Spruch zu entschei-
den. Der Spruch hat eine Regelung zu enthalten. Der er-
weiterte Vermittlungsausschuss entscheidet mit der Mehr-
heit seiner Mitglieder. Eine Stimmenthaltung ist nicht
möglich. Der Spruch tritt an die Stelle eines Beschlusses
der Bundeskommission.

(4) Die Beschlusskommission der Bundeskommission
kann innerhalb von einem Monat nach der Verkündung
den Spruch des Vermittlungsausschusses mit der Mehr-
heit ihrer Mitglieder durch einen eigenen Beschluss er-
setzen. Erst nach Ablauf dieser Frist ist der Spruch des
Vermittlungsausschusses nach § 18 in Kraft zu setzen.

(5) Für die Regionalkommissionen gelten die Absätze 1
bis 4 entsprechend.
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(6) Unbeschadet der Regelungen in den Absätzen 1 bis 5
kann der Ortsordinarius im Einzelfall das Vorliegen eines
unabweisbaren Regelungsbedürfnisses unüberprüfbar
feststellen und die notwendige Entscheidung treffen.

§ 16
Vermittlungsausschuss

(1) Der Vermittlungsausschuss nach § 15 Absatz 1 setzt
sich zusammen aus je einem/einer Vorsitzenden der beiden
Seiten, der/die nicht Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission ist, je einem Mitglied der Mitarbeiterseite und der
Dienstgeberseite der Bundeskommission sowie je einem
Mitglied der Mitarbeiterseite und Dienstgeberseite, das
nicht Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kommission ist.

(2) Der erweiterte Vermittlungsausschuss nach § 15 Ab-
satz 3 setzt sich zusammen aus den Mitgliedern des
Vermittlungsausschusses gemäß Absatz 1 und aus je ei-
nem weiteren Mitglied der Mitarbeiterseite und der Dienst-
geberseite der Bundeskommission sowie je einem weite-
ren Mitglied der Mitarbeiterseite und der Dienstgeberseite,
das nicht Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kommission
ist.

(3) Die Einladungen zu den Sitzungen des Vermittlungs-
ausschusses erfolgen durch die beiden Vorsitzenden. Für
jedes Vermittlungsverfahren nach § 15 Absatz 1 und nach
§ 15 Absatz 3 wird jeweils zu Beginn des Verfahrens ein-
vernehmlich von den Mitgliedern festgelegt, welche(r) der
beiden Vorsitzenden die Sitzung nach pflichtgemäßem
Ermessen leitet und welche(r) unterstützend teilnimmt.
Kommt keine solche einvernehmliche Festlegung zustan-
de, entscheidet das Los. Der/die leitende Vorsitzende kann
Sachverständige hinzuziehen.

(4) Die beiden Vorsitzenden unterbreiten dem Vermitt-
lungsausschuss einen gemeinsamen Vorschlag. Bei der
Abstimmung über diesen Vorschlag haben die beiden Vor-
sitzenden eine einzige gemeinsame Stimme.

(5) Die Mitglieder des Vermittlungsausschuss und des er-
weiterten Vermittlungsausschusses werden zu Beginn der
jeweiligen Amtsperiode der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion gewählt. Die beiden Vorsitzenden des Vermittlungs-
ausschusses werden gemeinsam von den Mitgliedern der
Bundeskommission mit der Mehrheit ihrer Mitglieder ge-
wählt. Die übrigen Mitglieder des Vermittlungsausschusses
werden jeweils von den Mitgliedern der Bundeskommis-
sion mit der Mehrheit ihrer Mitglieder gewählt. Die Wah-
len erfolgen durch geheime Abstimmung; sie werden
von dem/der Geschäftsführer(in) vorbereitet und durch-
geführt.

(6) Die Amtszeit der Mitglieder des Vermittlungsaus-
schusses beträgt vier Jahre (Amtsperiode). Wiederwahl

ist zulässig. Die Amtszeit endet vorzeitig, wenn die Mit-
glieder des Vermittlungsausschusses vorzeitig aus der
Bundeskommission ausscheiden oder von ihrem Amt im
Vermittlungsausschuss zurücktreten. Dann findet für den
Rest der Amtszeit eine erneute Wahl statt.

(7) Eine Sitzung findet nur in Anwesenheit der beiden
Vorsitzenden statt. Eine Stellvertretung findet nicht statt,
jedoch ist eine Stimmrechtsübertragung für Mitglieder des
Vermittlungsausschusses, die nicht Vorsitzende/r sind,
möglich. Ein Mitglied des Vermittlungsausschusses kann
zusätzlich nicht mehr als ein übertragenes Stimmrecht
ausüben. Die Übertragung des Stimmrechts ist dem/der
Geschäftsführer(in) in Textform nachzuweisen.

(8) Die Mitglieder des Vermittlungsausschusses sind nur
an ihr Gewissen und die Gesetze gebunden. Dies gilt auch
bei Stimmrechtsübertragungen.

(9) Die Vorsitzenden und die Mitglieder des Vermittlungs-
ausschusses, die nicht Mitglieder der Arbeitsrechtlichen
Kommission sind, erhalten eine angemessene Aufwands-
entschädigung, deren Höhe der/die Vorsitzende der Bun-
deskommission festlegt.

(10)  Für die Regionalkommissionen gelten die Absätze 1
bis 9 entsprechend.

§ 17
Ergänzende Vermittlungsverfahren

Die Kommissionen können ergänzende Vermittlungs-
verfahren in ihren Geschäftsordnungen festlegen oder für
den Einzelfall beschließen.

§ 18
In-Kraft-Treten der Beschlüsse

(1) Die Beschlüsse der jeweiligen Kommission sind durch
den/die Geschäftsführer(in) dem/der jeweiligen Vorsit-
zenden zuzuleiten und von ihm/ihr zu unterzeichnen.
Anschließend sind die Beschlüsse nach Maßgabe der
Richtlinien für die In-Kraft-Setzung der Beschlüsse der
Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritas-
verbandes in ihrer jeweils geltenden Fassung in der
Bundesrepublik Deutschland bzw. der jeweiligen Region
in Kraft zu setzen

(2) Die Beschlüsse der Bundeskommission sollen in der
Verbandszeitschrift „neue caritas“ veröffentlicht werden.
Die Beschlüsse der Regionalkommissionen sollen in ge-
eigneten diözesanen Medien veröffentlicht werden. Dies
gilt nicht für Beschlüsse, die nach § 11 der Ordnung ge-
fasst werden.
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§ 19
Kosten

(1) Die Kosten der Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission, des Instituts für das Arbeitsrecht der Caritas so-
wie die Reisekosten (Kosten für Fahrt, Unterkunft und
Verpflegung) der Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission zu den Kommissions- und Ausschusssitzungen
werden vom Deutschen Caritasverband im Rahmen einer
Umlage der Diözesan-Caritasverbände und des Landes-
Caritasverbandes Oldenburg getragen. Gleiches gilt für
die durch eine Freistellung für eine(n) Vertreter(in) der
Mitarbeiter(innen) der Arbeitsrechtlichen Kommission
dem jeweiligen Dienstgeber entstehenden Personalkosten
und für die durch eine Erstattung für eine(n) Vertreter(in)
der Dienstgeber der Arbeitsrechtlichen Kommission ent-
stehenden pauschalierten Kosten. Dazu gehören auch die
einem/einer Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) als Mit-
glied der Arbeitsrechtlichen Kommission entstehenden
Sachkosten.

(2) Die für die Durchführung eines Verfahrens vor den
kirchlichen Arbeitsgerichten notwendigen Auslagen der
Verfahrensbeteiligten trägt ebenfalls der Deutsche Ca-
ritasverband im Rahmen einer Umlage der Diözesan-
Caritasverbände und des Landes-Caritasverbandes Olden-
burg.

(3) Die in jedem Diözesan-Caritasverband und im Lan-
des-Caritasverband Oldenburg anfallenden Aufwendun-
gen für die Umlage zu den Kosten der Arbeitsrechtlichen
Kommission werden von jedem Verband in einem geeig-
neten Verfahren auf die Rechtsträger der Einrichtungen
des jeweiligen Verbandsbereichs umgelegt.

§ 19a
Budgetausschuss

Es wird ein Budgetausschuss gebildet. Ihm gehören
mindestens zur Hälfte Mitglieder der Arbeitsrechtlichen
Kommission an. Der Budgetausschuss bewertet die tat-
sächliche Verwendung der Finanzmittel und erarbeitet
Empfehlungen an den Vorstand des Deutschen Caritas-
verbandes über die Höhe des Budgets, das die Delegierten-
versammlung auf Empfehlung des Vorstandes festlegt. Das
Nähere regelt eine vom Vorstand des Deutschen Caritas-
verbandes erlassene Ordnung.

§ 20
Schlussbestimmungen

Diese Ordnung tritt am 1. April 2010 in Kraft.

Abweichend davon treten die Änderungen des § 3 Ab-
satz 3 Satz 2 und 3 zum 1. Januar 2012 in Kraft.

Bei Anträgen auf einrichtungsspezifische Regelungen, die
vor dem 1. April 2010 gestellt worden sind, gelten die bis
zum 31. März 2010 geltenden Verfahrensregelungen wei-
ter. Gleiches gilt für Ältestenrats- und Vermittlungsver-
fahren im Sinne der §§ 14 ff., die vor dem 1. April 2010
eingeleitet worden sind. Diese Ordnung wurde am
20. März 2007 von der 4. Delegiertenversammlung 2007
des Deutschen Caritasverbandes e. V. beschlossen, am
17. Oktober 2007 von der 5. Delegiertenversammlung
2007 modifiziert und am 24. März 2010 von der 8. De-
legiertenversammlung 2010 verändert.

Die neue AK-Ordnung wird hiermit rückwirkend zum
1. April 2010 für das Erzbistum Freiburg in Kraft gesetzt.

Freiburg im Breisgau, den 11. Mai 2010

Erzbischof

Nr. 325

Journalistische Ausbildung für Theologinnen
und Theologen

Zum Ausbildungsprogramm der katholischen Journalis-
tenschule (ifp) in München gehören seit über 30 Jahren
Medienkurse für hauptamtliche kirchliche Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, Priester, Ordensleute, Pastoralrefe-
rentinnen und Pastoralreferenten sowie wissenschaftliche
Bedienstete. Das Programm umfasst vier einwöchige Se-
minare in den Bereichen Presse, Hörfunk, Fernsehen
und Öffentlichkeitsarbeit.

Die Kosten betragen pro Seminar und Teilnehmer ein-
schließlich Vollpension 510,00 €. Reisekosten müssen
selbst getragen werden.

Seminar I / Presse 21. bis 26.11.2010
Seminar II / Hörfunk 21. bis 25.03.2011
Seminar III / Fernsehen 10. bis 14.10.2011
Seminar IV / Öffentlichkeitsarbeit 10. bis 13.04.2012

Ziel des Kurses ist das Kennenlernen bedeutender publi-
zistischer Praxisfelder der Kirche sowie die Einführung
in entsprechende Arbeitstechniken. Dazu gehört ein si-
cherer Umgang mit den wichtigsten journalistischen
Grundformen (Meldung, Bericht, Kommentar, Interview
etc.), die im Kurs systematisch erlernt und angewendet
werden.  Sprech- und Präsentationsübungen für Beiträge
im Radio und Fernsehen sind fester Bestandteil der Semi-

Mitteilung
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narreihe. Die Ausbildungsinhalte und Arbeitsmethoden
zielen auf den Erwerb journalistischer Kernkompetenzen
für die Religionskommunikation. Den Gesamtkurs leitet
der Theologe und Journalist Ludger Verst.

Teilnahmebedingungen: Von den Teilnehmenden wird
ein abgeschlossenes Theologiestudium und dezidiertes In-
teresse an professioneller Medienarbeit erwartet. Die Teil-
nahme an einzelnen Seminareinheiten ist nicht möglich.

Anmeldungen bitte schriftlich bis zum 1. Oktober 2010
(mit Tätigkeitsüberblick, Personalbogen, Passbild) an: In-
stitut zur Förderung publizistischen Nachwuchses (ifp),
Frau Jenny Frach, Kapuzinerstr. 38, 80469 München,
frach@ifp-kma.de, www.ifp-kma.de.

Nr. 326

Entpflichtungen

Diakon Hermann Katona wurde mit Ablauf des 31. Mai
2010 von seinen Aufgaben als Diakon mit Zivilberuf in
der Seelsorgeeinheit Gundelfingen-Zähringen, Dekanat
Freiburg, entpflichtet.

Diakon Klaus Schwörer wurde mit Ablauf des 31. Mai
2010 von seinen Aufgaben als Diakon mit Zivilberuf in
der Seelsorgeeinheit Gundelfingen-Zähringen, Dekanat
Freiburg, entpflichtet.

P. Dr. Stefan Kiechle SJ beendet mit Ablauf des 30. Juni
2010 seine Tätigkeit als Leiter der „Offenen Tür“ Mann-
heim.

Pfarrer Wolfgang Winter wurde mit Ablauf des 31. Juli
2010 von seinen Aufgaben in den Pfarreien St. Peter und
Paul Mannheim-Feudenheim, Christkönig Mannheim-
Wallstadt und St. Peter Ilvesheim, Dekanat Mannheim, ent-
pflichtet.

Ausschreibung von Pfarreien
(siehe Amtsblatt 1975, Nr. 134)

Seelsorgeeinheit Lauf-Sasbachtal, bestehend aus den Pfar-
reien St. Brigitta Sasbach, St. Leonhard Lauf, Hl. Dreifal-
tigkeit Sasbachwalden und der Pfarrkuratie St. Konrad
Sasbach-Obersasbach, Dekanat Acher-Renchtal, zum
1. November 2010

Seelsorgeeinheit Oberes Bregtal, bestehend aus den
Pfarreien St. Cyriak Furtwangen, St. Andreas Furtwan-
gen-Neukirch, St. Johann Furtwangen-Rohrbach und
St. Katharina Gütenbach, mit späterer Pastoration der
Pfarrei St. Nikolaus Furtwangen-Schönenbach, Dekanat
Schwarzwald-Baar, zum 1. November 2010

Bewerbungsfrist: 23. Juli 2010

Im Herrn sind verschieden

8. Juni: Pfarrer i. R., Geistl. Rat Elmar Krotz, Offenburg,
† in Offenburg

10. Juni: Gymnasialprofessor i. R., Geistl. Rat Dr. Fried-
rich Popp, Eppelheim, † in Eppelheim

20. Juni: Pfarrer i. R. Hanno Selzer, Donaueschingen-
Aasen, † in Donaueschingen-Aasen

Personalmeldungen


